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Stadt Herzogenrath
Der Bürgermeister

Vorlage

Erstellt durch:
Fachbereich 6 Finanzen

Drucksachen-Nr:

Status:

V/2012/422-E04

öffentlich

Grundsätze zur Übertragung der Ermächtigungen für Aufwendungen und Aus-
zahlungen gem. § 22 Abs. 1 GemHVO
Beratungsfolge: TOP:__

Einst. Ja Nein Enth.
Datum Gremium

16.02.2017 Rat der Stadt Herzogenrath

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und stimmt den im Sach-
verhalt vorgeschlagenen Grundsätzen zur Übertragung von Ermächtigungen für Aufwendun-
gen und Auszahlungen gem. § 22 Abs. 1 GemHVO zu.

Finanzielle Auswirkungen (einschl. Darstellung der Folgekosten – Sach- und Personal-
aufwendungen – sowie Folgeerträge):

Die übertragenen Ermächtigungen erhöhen gemäß § 22 Abs. 2 GemHVO die entsprechen-
den Positionen im Haushaltsplan des folgenden Jahres.

Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 10.12.2012 hat der Stadtrat erstmalig die Grundsätze zur Bildung von 
Ermächtigungsübertragungen beschlossen und diese mehrfach, zuletzt am 10.12.2015, mo-
difiziert.

Bisher gelten folgende Grundsätze zur Ermächtigungsübertragung:

1. Nicht in Anspruch genommene aber im Folgejahr benötigte Ermächtigungen für Auf-
wendungen und konsumtive Auszahlungen werden stets neu veranschlagt.

2. Grundsätzlich sollen nicht in Anspruch genommene aber im Folgejahr benötigte Er-
mächtigungen für investive Auszahlungen neu veranschlagt werden.

3. Für den Fall, dass eine Neuveranschlagung von investiven Auszahlungen die Geneh-
migungsfähigkeit des Haushaltssicherungskonzeptes durch Überschreitung der Net-
to-Neuverschuldungsgrenze gefährden sollte, wird ausnahmsweise eine Übertragung 
der Ermächtigungen für investive, nicht rentierliche Auszahlungen für die Dauer eines 
Jahres zugelassen, 
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- wenn ein offener Auftrag besteht oder
- im Rahmen eines Vergabeverfahrens der Submissionstermin bereits stattgefunden 

hat oder
- ein Grundstücksgeschäft getätigt werden soll, über das der Haupt- und Finanzaus-

schuss bereits entschieden hat.

4. Dem Stadtrat ist gem. § 22 Abs. 4 GemHVO eine Übersicht der Übertragungen mit 
Angabe der Auswirkungen auf den Ergebnisplan und den Finanzplan des Folgejahres  
vorzulegen.

Im Zusammenhang mit den umfangreichen Investitionsmaßnahmen des Integrierten Hand-
lungskonzeptes Herzogenrath Mitte (IHK), dem Um-/ Erweiterungsbau für die Gesamtschule 
sowie den Entwicklungsmaßnahmen in Kohlscheid ist es aus Sicht der Verwaltung erforder-
lich, die Möglichkeit der Ermächtigungsübertragungen zur Einhaltung der Netto-Neuverschul-
dungsgrenze zu öffnen.

Die Verwaltung schlägt vor, die Grundsätze zur Ermächtigungsübertragung wie folgt zu for-
mulieren:

1. (Unverändert): Nicht in Anspruch genommene aber im Folgejahr benötigte Ermächti-
gungen für Aufwendungen und konsumtive Auszahlungen werden stets neu veran-
schlagt.

2. (Unverändert): Grundsätzlich sollen nicht in Anspruch genommene aber im Folgejahr 
benötigte Ermächtigungen für investive Auszahlungen neu veranschlagt werden.

3. Für den Fall, dass eine Neuveranschlagung von investiven Auszahlungen die Geneh-
migungsfähigkeit des Haushaltssicherungskonzeptes durch Überschreitung der Net-
to-Neuverschuldungsgrenze gefährden sollte, wird ausnahmsweise eine Übertragung 
der Ermächtigungen für investive, nicht rentierliche Auszahlungen für die Dauer eines 
Jahres zugelassen, um im Haushaltsplan eine Netto-Neuverschuldung von Null zu er-
reichen.

4. (Unverändert): Dem Stadtrat ist gem. § 22 Abs. 4 GemHVO eine Übersicht der Über-
tragungen mit Angabe der Auswirkungen auf den Ergebnisplan und den Finanzplan 
des Folgejahres  vorzulegen.

5. Wenn sich die Stadt nicht in der Haushaltssicherung bzw. im Nothaushalt befindet 
und somit einen ausgeglichenen Haushalt gemäß § 75 Absatz 2 GO bzw. eine ge-
nehmigungsfähige Haushaltssatzung gemäß § 75 Absatz 4 Satz 1 GO aufstellt, wer-
den entsprechend Ziffer 3 keine Ermächtigungsübertragungen durchgeführt.

Die Verwaltung wird von den o. a. Regelungen nur in dem Maße Gebrauch machen, wie es 
zur Einhaltung der Netto-Neuverschuldungsgrenze notwendig ist.

Rechtliche Grundlagen:

§ 75 GO 
§ 22 GemHVO

Stellungnahme ÖRP:

Mit der Genehmigung der vorgeschlagenen neuen Grundsätze zur Ermächtigungsübertra-
gung werden die Möglichkeiten zur Übertragung von Ermächtigungen der vorherigen Haus-
haltsplanes wiederum erweitert. 
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Grundsätzlich ermächtigt der Rat die Verwaltung mit dem Haushaltssatzung/-plan, die Maß-
nahmen innerhalb des entsprechenden Haushaltsjahres durchzuführen, mit der Übertragung 
von Ermächtigung/Mittel wird der Haushaltsgrundsatz der zeitlichen Bindung durchbrochen. 
Durch die neuen o.a. Grundsätze kann diese Übertragung im investiven nicht rentierlichen 
Bereich nun auch erfolgen, wenn noch keine entsprechende Handlung (Submission, Auf-
tragsvergabe) für die Investitionsmaßnahme durchgeführt wurde.

Durch diese Maßnahmenverschiebung im Rahmen der Ermächtigungsübertragung besteht 
die Gefahr, dass neben der vom Rat zu beschließenden Haushaltssatzung der „Schatten-
haushalt“ weiterhin steigt. Hier ist durch den Kämmerer zu gewährleisten, dass die Übertra-
gung nur für Maßnahmen erfolgt, die für die städtische Aufgabenerfüllung unbedingt erfor-
derlich sind und die Durchbrechung des Haushaltsgrundsatzes der Jährlichkeit nur restriktiv 
angewandt wird.

Gegen die vorgeschlagene Erweiterung der Ermächtigungsübertragung nach § 22 GemHVO 
bestehen seitens der Beratung und Örtlichen Rechnungsprüfung unter der oben aufgeführ-
ten Anwendung keine Bedenken.
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